
„Die Vereinten Nationen 
stehen vor einem Moment der Wahrheit“
Kofi Annans Plädoyer für eine grundlegende UN-Reform vom 18. Juni 2006

18 Tage nach Beginn des Libanonkrieges, am 30. Juli d.J., stellte Generalsekretär Kofi Annan vor dem Sicher-
heitsrat fest, „dass die Autorität und das Ansehen dieses Rates auf dem Spiel stehen. Die Menschen haben
gemerkt, dass er in dieser Krise dabei versagt hat, energisch und schnell tätig zu werden.“ Zum wiederholten
Mal ersuchte Annan den Sicherheitsrat, „die Kampfhandlungen ohne weitere Verzögerung zu stoppen“.
Wörtlich: „Dafür trägt dieser Rat ernste Verantwortung. [...] Um der Menschen in der Region und um der Ver-
einten Nationen willen, bitte ich sie: Handeln Sie, und handeln Sie jetzt.“
Dennoch gingen weitere 11 Tage ins Land, bis sich die Mitglieder des Sicherheitsrats auf die Forderung eines
Waffenstillstands einigen konnten. Damit kam einmal mehr die tiefe Strukturkrise der Vereinten Nationen
zum Ausdruck. Dabei hatte Kofi Annan die grundlegende Reform der UN zum Schwerpunkt seiner zweiten
Amtszeit erklärt, die am 31. Dezember d.J. endet. Doch obwohl das von ihm eingesetzte 16köpfige „High-Le-
vel-Panel on Threats, Challenges and Change“ im Dezember 2004 einen weitreichenden Reformvorschlag
unterbreitete, ist diese wohl „klügste und konkreteste Blaupause zur Stärkung und Reform der UN“ (Andreas
Zumach) seither völlig in Vergessenheit geraten (vgl. die Dokumentation der Vorschläge in „Blätter“ 1/2005,
S. 114-122).Wir dokumentieren aus diesem Grund den jüngsten Aufruf Kofi Annans zu einer finanziellen und
strukturellen UN-Reform, der am 19.6. d.J. in der „Frankfurter Rundschau“ abgedruckt wurde und sich in
Teilen wie eine Kommentierung des jüngsten Versagens des UN-Sicherheitsrats liest. – D. Red.

Die Vereinten Nationen sind für alle da

Ein kleiner Sturm brach los, als vorletzte Woche mein Stellvertreter, Mark Malloch Brown, 
in einer Rede vorschlug, dass sich die USA mit den anderen Mitgliedern der Vereinten Natio-
nen stärker und ernsthafter engagieren, um eine Reform der Vereinten Nationen (UN) zu be-
werkstelligen. Dies ist absolut richtig. Dieselbe Botschaft sollte aber – wie er und ich glauben
– auch in vielen weiteren Staaten außer den USA gehört werden.

Die Vereinten Nationen stehen vor einem Moment der Wahrheit. Im vergangenen Dezem-
ber haben die Mitgliedsstaaten das laufende Zweijahresbudget für 2006 und 2007 verab-
schiedet, gaben aber dem Sekretariat nur die Ermächtigung für Ausgaben innerhalb der er-
sten sechs Monate. Die Hauptbeitragszahler, angeführt von den USA, beharrten darauf, dass
die Ausgabensperre erst aufgehoben werden würde, wenn die Reform der Vereinten Natio-
nen einen wesentlichen Fortschritt gemacht habe. Wir stehen nun gefährlich nahe vor Ablauf
der Frist und es ist völlig unklar, ob die erreichten Reformen ausreichend sind, um sie zufrie-
den zustellen. Keine der beiden Seiten hat einen Weg gefunden, sich mit der anderen Seite
über die weiteren Reformschritte zu verständigen.

Sir Brian Urquhart, einer der erfahrendsten UN-Diplomaten, sagte einmal, dass es niemals
wirklich eine Finanzkrise bei den Vereinten Nationen, sondern nur eine politische Krise gibt.
Sir Urquhart hat Recht. Die USA versuchen die Macht des Geldbeutels zu gebrauchen, um
die dringend notwendige Managementreform zu erzwingen. Diese Taktik hat die Entwick-
lungsstaaten zur Reaktion provoziert.

Die meisten von ihnen sind sich sehr wohl bewusst, dass die Reform notwendig ist – nicht
nur weil die UN gerade in diesen Staaten viele entscheidende Dienstleistungen erbringt – von
der Friedenserhaltung und Friedenskonsolidierung über Katastrophenhilfe und der Stärkung
der Menschenrechte, bis zur Organisation von Wahlen und Seuchenbekämpfung. Das heißt,
dass sie es sind, die am meisten von einer UN profitieren können, die gut geleitet und ihr Geld
wert ist. Ihr Streitpunkt liegt weniger in den Details der vorgeschlagenen Reform, als an ihrer
Sichtweise, dass wenige reiche Staaten erdrückenden Einfluss in einer Organisation ausüben,
die angeblich „auf dem Prinzip der souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder beruht“.

Dies war es, was ich im letzten Januar in London meinte, als ich Bezug nahm auf ein „Ge-
fühl der Frustration und Ausgeschlossenheit, das viele Staaten dazu veranlasst, die einzige
Macht, die sie haben, auszuüben; nämlich die Macht andere Reformen, wie besseres Ma-
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nagement, zu blockieren – da manche sogar darin einen Versuch der großen Mächte sehen,
sich noch mehr Macht zu verschaffen.“

Auf lange Sicht gesehen bedeutet das – wie der britische Premierminister Tony Blair vor
zwei Wochen in einer Rede in Washington anerkannt hat -, dass die gesamte Struktur der
UN, darunter auch der Sicherheitsrat, reformiert werden muss. Selbst die aktuellen Reformen
sind erst ein kleiner Vorgeschmack auf das, was noch folgen muss. Die Politik muss schlicht-
weg globaler werden. Angelegenheiten wie Terrorismus, Armut, Drogen, Verbrechen,
Seuchen und Handel kann kein Staat alleine regeln.

Aber auch während wir auf eine politische Vision warten, mit der wir dem Umfang der
heutigen Herausforderungen gerecht werden, müssen wir dennoch gerade jetzt lebenswich-
tige Arbeit leisten – mit Programmen, mit denen uns die Mitgliedsstaaten beauftragt haben
und entscheidende Dienste für Menschen in akuter Gefahr oder Not leisten. So wichtig die
Reformdebatte ist, so dürfen wir dennoch nicht die aktuelle Arbeit verzögern.

Es liegt im Interesse aller Mitgliedsstaaten, dass die Vereinten Nationen funktionieren
und dass sie den Aufgaben, die sie leisten sollen, angepasst werden. Das heißt, dass beide
Seiten in der aktuellen Auseinandersetzung die Rhetorik herunterschrauben und ernsthafte
Verhandlungen aufnehmen müssen, um einen vernünftigen Kompromiss als Basis für einen
fundamentalen Wandel zu einem späteren Zeitpunkt auszuarbeiten.

Es ist nicht nur die Zusammensetzung des Sicherheitsrates, die in der Mitte des 20. Jahr-
hunderts stecken geblieben ist. Das Management wie auch die Einstellung vieler Regierun-
gen gegenüber der UN sind in der selben Zeitschleife gefangen. Ebenso wenig sind die Ver-
einten Nationen an die neue Realität einer UN angepasst worden, die nicht länger einfach
nur Konferenzen abhält und Berichte verfasst, sondern aufwändige und viele Milliarden US-
Dollar schwere Operationen steuert, um Frieden zu erhalten sowie Armut und humanitäre
Katastrophen zu bekämpfen. Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass wir nicht über die
Einrichtungen verfügen, uns den globalen Herausforderungen dieses Jahrhunderts zu stel-
len. Es ist entscheidend, dass wir diese Hürde nehmen.

Die Blaupause für die Reform, die ich im letzten Jahr vorgelegt habe, war in diesem Punkt
unmissverständlich. Sie erinnert uns daran, dass die Vereinten Nationen auf drei Stand-
beinen fußt ist – Entwicklung, kollektive Sicherheit und Menschenrechte. Jedes der drei
stärkt die anderen beiden, hängt aber auch von ihnen ab. Und wie jeder guter Stuhl brau-
chen die UN ein viertes Bein, nämlich eine groß angelegte Managementreform.

Die Vereinten Nationen müssen den Mitgliedern helfen, auf allen drei Ebenen gleichzeitig
voranzukommen. Aus diesem Grund brauchen wir nicht nur einen Sicherheitsrat, sondern
auch einen effektiven Menschenrechtsrat. Dies ist auch der Grund, warum der Wirtschafts-
und Sozialrat in eine echte Entwicklungskammer umgewandelt werden muss, die es Ent-
wicklungs- und Finanzministern erlaubt, Fortschritte und Resultate bei der Umsetzung der
Millenniums-Entwicklungsziele zu ermitteln.

Einige Reformen sind bereits erzielt worden. Der neue Menschenrechtsrat und die neue
Kommission zur Friedenskonsolidierung treten beide zum ersten Mal diese Woche zusam-
men. Alle Mitgliedstaaten haben ihre Verantwortung gegenüber den Menschen anerkannt,
die von Völkermord und anderen vergleichbaren Verbrechen bedroht sind. Wir verfügen
heute über einen deutlich verbesserten Nothilfefonds, einen Demokratiefonds und ein Ethik-
büro sowie ein sehr viel strikteres System, um Informanten zu schützen. Was wir jetzt brau-
chen, sind bessere Einrichtungen zur Rechenschaft und Aufsicht, ein leistungsfähigeres
Beschaffungssystem, mehr Finanzflexibilität und bessere Regeln zur Rekrutierung und zum
Management unseres Personals.

Gemessen an der Größe der Aufgaben, die wir haben, sind diese Forderungen nicht be-
sonders ehrgeizig. Die Regierungen können sich sicherlich einigen, wie diese Reformen
durchgeführt werden können, ohne dass die ganze Organisation zum Stillstand gebracht
wird. Es ist Zeit, dass diejenigen, die sich wirklich um Reformen bemühen, zusammenkom-
men und eine neue Koalition bilden – eine Koalition, die die künstliche und destruktive Kluft
zwischen Nord und Süd überbrücken hilft und alle diejenigen zusammen bringt, die zur Zu-
sammenarbeit willens sind, weil sie die Vision einer UN teilen, die wirklich zum Nutzen aller
Menschen auf der Welt arbeitet.
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